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der Schweizerbanken debattiert worden ist. Man könnte fast den Eindruck 
gewinnen, dass Cirkulare verschickt worden sind, die vielleicht nicht ganz klug 
abgefasst waren und zu Kritik Anlass gaben. Der beiliegende Auszug stammt von 
unserer Gesandtschaft in Berlin.

Anlässlich des gestrigen Bankettes der internationalen Vereinigung für das 
Ausstellungswesen haben sich auch mir gegenüber Herr Senator Dupont und 
Herr Chapsal, gewes. Direktor im französischen Handelsministerium ganz spon­
tan über den gleichen Gegenstand geäussert und von einer wahren Bearbeitung 
des französischen Publikums durch Cirkulare von Schweizerbanken aufmerksam 
gemacht, die mit allen Finessen die französischen Kapitalisten auf die Möglich­
keit der Umgehung der Steuerverpflichtung aufmerksam machen. Ich habe 
evasiv geantwortet, die belgischen Banken machen eine grosse Propaganda in 
Frankreich u.s.w. Man antwortete mir aber, der Abfluss von Kapital nach 
Belgien sei namentlich seit der neuesten belgischen Steuergesetzgebung nicht 
mehr bedeutend, wohl aber die Auswanderung nach der Schweiz.

Ich gebe Ihnen von diesen Mitteilungen Kenntnis zu gutfindender, immerhin 
diskreter, Verwendung in Bankkreisen. Ich tue es speziell, weil vielleicht einzel­
ne Banken im Übereifer bei der Redaktion ihrer Cirkulare unvorsichtig waren. 
Sie können am besten erwägen, ob es auf irgend einem Wege, z.B . durch die 
Bankvereinigung, möglich ist, vor Unvorsichtigkeiten zu warnen. Ich habe den 
Eindruck gewonnen, dass man in Paris Mittel und Wege sucht, um die ausgewan- 
derten Kapitalien auf irgend eine Weise zu erfassen. Unter solchen Umständen 
ist es vielleicht nicht gerade klug, wenn in Cirkularen direkt auf die Umgehung 
der französischen Steuer hingewiesen wird.
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Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 15. Juni 1914 

2889. Hüninger-Kanal

Departement des Innern (Oberbauinspektorat) 
Antrag vom 5. Juni 1914

[ - P
An den Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt.
Am 29. April 1914 haben Sie uns mitgeteilt, dass die Regierung von Eisass- 

Lothringen mit Schreiben des kaiserlichen Statthalters vom 18. April 1914 mit 
dem Wunsche an Sie gelangt sei, die Verhandlungen betr. den Hüningerkanal 
wieder aufzunehmen, da die Bedenken, die den Plänen bisher entgegengestan­
den hätten, inzwischen im wesentlichen beseitigt worden seien2. Elsass-Lothrin-

1. Historischer Rückblick und Erwägungen, die zu vorliegendem Schreiben führen.
2. 1895196 hatten zwischen den Regierungen von Basel-Stadt und Eisass-Lothringen Verhandlungen 
stattgefunden, die später von den Bundesbehörden aufgenommen wurden. Die Pläne gelangten nicht 
zur Ausführung.
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gen nehme in Aussicht die Verbesserung der Schiffahrtsverhältnisse des Hünin- 
gerkanales, die Anlage eines Hafens bei Hüningen und dessen Anschluss an den 
Güterbahnhof St. Johann bei Basel.

Sie haben hiezu bemerkt, dass Sie die Frage der Kanalschiffahrt über der 
Behandlung der Rheinschiffahrtsangelegenheiten nicht aus den Augen verloren, 
sondern dass Sie sich immer auf den Standpunkt gestellt hätten, dass beide 
Schiffahrtswege für Sie von Interesse seien. Mehrmals hätten Sie auch hervorge­
hoben, dass Sie die Rheinschiffahrt nicht in einen Gegensatz zur Kanalschiffahrt 
gebracht wissen möchten. Dieser Auffassung entspreche es nun, wenn Sie sich 
mit aller Entschiedenheit zu Gunsten des Eintretens auf die von Elsass-Lothrin- 
gen angeregten Verhandlungen aussprechen möchten. Es sei hierin in keinem 
Punkte ein Preisgeben Ihrer Rheinschiffahrtsbestrebungen zu erblicken, sondern 
deren Ergänzung.

Nach den Vorschriften der Bundesverfassung stehe Ihnen der direkte Verkehr 
mit einer auswärtigen Regierung nicht zu, und Sie legen uns daher das Schreiben 
des kaiserlichen Statthalters in Abschrift vor. Das geschehe aber nicht nur aus 
diesem formalen Grunde, sondern Sie würden es für angemessen erachten, wenn 
sich die Bundesbehörde selbst an den Verhandlungen beteiligen wollte, aller­
dings unter Beiziehung von Vertretern Ihres Kantons. Ob auch die Bundesbah­
nen schon jetzt beizuziehen wären, wollten Sie zunächst unserem Entscheide 
überlassen.

Wir beehren uns, unsere Stellungnahme wie folgt zu umschreiben:
Wir sind gerne bereit, in internationale Verhandlungen betreffend die vorwür- 

fige Angelegenheit zu treten. Mit Rücksicht auf den Zusammenhang dieser 
Angelegenheit mit der Frage betreffend die Rheinschiffahrt wünschen wir aber, 
die Verhandlungen selbst an die Hand zu nehmen und namens des Bundes zu 
führen. Sie wollen daher die früheren Verhandlungen zwischen dem Kanton 
Baselstadt und Elsass-Lothringen als dahingefallen betrachten.

Wir ersuchen Sie, in diesem Sinne an den kaiserlichen Statthalter von Elsass- 
Lothringen zu antworten, und gewärtigen von deutscher Seite die geeigneten 
Mitteilungen zur Eröffnung der Unterhandlungen.

Ihrem Wunsche, dass auch ein Vertreter Ihrer Regierung bei den internationa­
len Verhandlungen beigezogen werde, werden wir gerne in geeigneter Form 
Rechnung tragen. Wir sind auch der Ansicht, dass eine interne Konferenz vor 
der ersten internationalen Verhandlung stattfinden soll, an der u. A. Vertreter 
Ihrer Regierung und der S.B.B. teilzunehmen hätten.

Gerne benutzen wir auch diesen Anlass, Sie, getreue, liebe Eidgenossen, samt 
uns in Gottes Machtschutz zu empfehlen.
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